
Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 36 der öffentlichen Sitzung am 16.11.2006

Vorlage Nr. 06-F-01-0113

Zurückstellung von Aufenthalt beendenden Maßnahmen
- Dringlichkeitsantrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 16.11.2006 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, angesichts der Vereinbarung zwischen Innenminister Schäuble und 
Arbeitsminister Müntefering über eine Bleiberechtsregelung für langjährig geduldete Ausländer 
bis zu einer endgültigen Entscheidung für den genannten Personenkreis in Wiesbaden von 
Aufenthalt beendenden Maßnahmen abzusehen.

Beschluss Nr. 0591

 
Der Dringlichkeitsantrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 16.11.2006 betr.

Zurückstellen von Aufenthalt beendenden Maßnahmen

wird zur endgültigen Beratung und Beschlussfassung an den Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration überwiesen. 
   

1. Frau Vorsitzenden des Wiesbaden,          .11.2006
Ausschusses  für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration 
mit der Bitte um weitere Veranlassung 

2. Dem Magistrat
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,           .11.2006
   -16-

Dezernat VII Diehl
mit der Bitte um weitere Veranlassung Oberbürgermeister
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